
1. Einstimmung

Eine »ökologisch orientierte Abfallwirtschafte für
Hamburg vereinbaren die Koalitionspartner FDP und
SPD im Herbst 1987 zu Beginn ihrer gemeinsamen
Regierungszeit. Daß in den gleichen Koalitionsverein­
barungen unter dem Stichwort» Wirtschaft« eine ein­
deutige Priorität ökonomischer Ziele gegenüber öko­
logischen Notwendigkeiten verabredet wird, mag
noch zu einem besseren Verständnis beitragen, was
der Senat unter »Abfallwirtschaft« versteht. Daß al­
lerdings der Staatsrat der Umweltbehörde , DR.
FRITZ VAHRENHOLT, am 14.4.87 öffentlich er­
klärt, die Deponie Schönberg in der DDR sei absolut
sicher, »Gefahren für Lübecks Wasserwerke seien
ausgeschlossen«, (BILD, 14.4.87) fällt nicht mehr un­
ter die Kategorie }}Politischer Mißbrauch von Spra­
che«, sondern in die Rubrik »wissenschaftliche
Falschaussage. «1

Die historische Kontinuität der gesundheits- und
umweltgefährdenden Senatspolitik bleibt gewahrt, die
»Professores und Doktores für Unbedenklichkeitene?
geben sich die Klinke in die Hand. Was seinerzeit der
Hydrobiologe PROF. H. CASPERS für die Elbe 3, der
Hamburger Arbeitsmediziner PROF. G. LEHNERT
für die Boehringer- Arbeiter war-, das ist DR. F. VAH­
RENHOLT für die Hamburger Umweltpolitik.

Die Müllskandale ziehen sich wie ein roter Faden
durch die neuere Hanseatische Geschichteil, Parla­
mentarischer Untersuchungsausschuß zur Deponie
Georgswerder 1973, Kampfstoff-Fabrik STOLZEN­
BERG 1979, Mülltransportfirma UHLIG 1983, Dio­
xinfunde auf Georgswerder 1983, 2. Parlamentari­
scher Untersuchungsausschuß zu Georgswerder 1985,
zahlreiche Altlastenfunde in und um Hamburg, 1.Par­
lamentarischer Untersuchungsausschuß »Stadtreini­
gung« 1986, ...

»Abfallwirtschaft« wurde in allen diesen Zeiten in
Hamburg getrieben. Die Müllgewinnler Hamburgs
waren immer bereit, gegen entsprechendes Entgelt
unerwünschte Reststoffe oder Nebenprodukte »ver­
schwinden zu lassene, die Hamburger Verwaltung sah
ganz im Sinne der freien Marktwirtschaft weitgehend
tatenlos, ja fast wohlwollend zu. Ersparte doch jede
»beseitigte« Tonne Industriemüll eine administrative
Auseinandersetzung mit den stofflichen Konsequen­
zen industrieller Wachstums- und Konsumphiloso­
phie.

Geradezu als Ausdruck technischen Fortschritts
und unternehmerischer Initiative wurde und wird die
Beseitigung .unerwünschter Reststoffe durch ihren

1 Eine Gefahr könnte im wissenschaftiichen Sinn nur ausgeschlossen wer­
den, wenn keine Anhaltspunkte dafür bestehen, daß ein Kontakt zwischen
der Deponie und LübeckerTrinkwasser möglich wäre. Genau diese Anhalts­
punkte aber existieren.
2 Stehender Begriff in Hamburg: Prof. G. Lehnert, Direktor des ZentralinstI­
tuts für Arbeitsmedizin in Hamburg, darf seit 1984gerichtlich bestätigt so be­
titelt werden.

3 Hamburger Hydrobiologe, der in den 70er Jahren im Zuge neuer Industrie­
ansiedlungen an der Eibe diese als belastbar mit immer neuen Abwassern
bezeichnete.

Verkauf als Medikament, Holzschutzmittel, Konsum­
artikel oder Arbeitsstoff gefeiert. Diese abfallwirr­
schaftliehe Strategie wird von den jeweiligen Arbei­
tern oder Verbrauchern mit gesundheitlichen Schäden
bezahlt. Als Beispiele dieser »genialen« Abfallver­
wertungen seien hier nur CONTERGAN, PEN­
TACHLORPHENOL, PERCHLORETHYLEN
und diverse Lösemittelgemische im Bereich der Lack­
verarbeitung benannt.

Auch die für die Luft- und Wasserreinhaltung je­
weils zuständigen Verwaltungsbehörden folgen die­
sem Muster der» Entsorgung«. Der Verbleib der Rest­
stoffe, die durch Abwasser- und Abluftreinigung aus
dem entsprechenden Medium entfernt wurden, blieb
weitgehend unbeachtet, niemand fühlte sich zustän­
dig. Daß gegenwärtig die Bedeutung von Abwasser­
reinigungsschlämmen und Filterstäuben für das Son­
derabfallaufkommen gerade von Industrieseite und
Umweltpolitikern so gerne und häufig betont wird,
liegt am demagogischen Wert der Formel »Umwelt-



schutzverursacht Abfalle. Alle Varianten sind mög­
lich:
- »Müllberge sind Ausdruck verstärkter Umwelt­
schutzanstrengungene.
- »WerUmweltschutzwill,muß auchdiewachsenden
Abfallmengenakzeptieren.e
- .»Abfall ist nicht vermeidbar, es sei denn um den
Preishöherer Luft- und Wasserbelastungen«.
- »WerUmweltschutzwill, muß Mülldeponien und
Verbrennungsanlagenin seinerNachbarschaftakzep­
tierene.

Trotzdem, in diesen Verschleierungsformelnsteckt
auch der Kern des sog. Abfallproblems,des landauf­
landab ausgerufenenMüll-Notstandes:Unerwünsch­
te Produktionsrückstände,Nebenprodukte oder Ver­
kaufsgüter,die ihren Nutzwertverlorenhaben, lassen
sich weder »beseitigen« noch »entsorgen«. Ob nun
Reststoffeüber Luft oder Abwasserdirekt in die Um­
welt entlassen werden, ob sie zeitlichverzögert und
chemischumgewandelt aus Deponien und Verbren­
nungsanlagenin die Umwelt gelangenoder ob sie als
sog.Wertstoffeeiner anderen Nutzungzugeführtwer­
den,wirdnur durchdiePreisverhältnisseamReststoff­
Markt und über gesetzliche Anforderungen beein­
flußt.Der Begriff)}Abfalle beschreibtsomitkeineZu­
standsformoder Stoffeigenschaft,sondern den relati­
venWerteinesMaterialsbzw.dieArt der beabsichtig­
ten Behandlung.

Diesem Muster folgend definiert das Abfallgesetz
einenAbfallals eine beweglicheSache, derensichihr
Besitzer entledigen will (subjektiver Abfallbegriff)
oder deren geordnete Entsorgung im Interesse des
Allgemeinwohls geboten ist (objektiver Abfallbe-

. griff). Ausdrücklich werden im Abfallgesetz solche
Reststoffeausgenommen, die über Abluft oder Ab­
wasserden Betrieb verlassen (§ 1 Abs. 3 Nr. 4 und 5
AbfG).

Die in dieser Definition angelegten Zirkelschlüsse
haben dazu geführt, daß flüssigeAbfälle völlig legal
über das Abwasser »beseitigt« werden können und
daß die Deklarierungeines Reststoffesalsnoch nutz­
baresWirtschaftsgutdenjeweiligenReststoffdemZu­
griff des Abfallgesetzes und seiner Anforderungen
entzieht.Der Hamburger Senat selbst praktiziert seit
Jahren dieseshalblegaleVerfahren: 600.000 t schad­
stoffbelasteterHafenschlickwerden jährlich in Ham­
burgals sog.}}Mischboden«außerhalb vonzugelasse­
nen Abfallbeseitigungsanlagenin Wohngebietenund
aufden Wiesenund WeidenAltenwerdersund Moor­
burgsgelagert.Das Materialdienezur Aufhöhungdes
Untergrundes für spätere Industrieansiedlungen und
werde somit »verwertet«, so die offizielleVersionei­
nes Tatbestandes,der nach § 326StGB (Umweltge­
fährdendeAbfallbeseitigung)mit einer Freiheitsstrafe
bis zu 3 Jahren geahndet wird.

Ein Beispiel 'genialer' Abfallverwertung



2. Einleitung

Öffnet man den Blickwinkel von den Hamburger Ver­
hältnissen auf die bundesweite Situation im Abfallbe­
reich, so zeichnen sich derzeit folgende Tendenzen ab:

Die traditionellen »Beseitigungswege« - unzurei­
chend gedichtete Mülldeponien, Verbrennungsanla­
gen und die Verklappung von Abfällen in der Nordsee
- werden in der Öffentlichkeit stark kritisiert. An den
Standorten neuer Verbrennungsanlagen oder Depo­
nien regt sich heftiger Widerstand der Anwohner.

Die »Entsorgungskosten « für die Abfallerzeuger
sind kräftig gestiegen. Durch die Schließung von Son­
dermülldeponien, von alten Ölverbrennungsanlagen,
durch die neue Altölgesetzgebung und das absehbare
Ende der Seeverbrennung bzw. der Sondermülltrans­
porte nach Schönberg ist eine deutliche Verknappung
von» Entsorgungskapazitätene eingetreten.

Demgegenüber fallen mehr und mehr Reststofft::in
die Kategorie »Sondermüll«. Insbesondere betrifft
das die vermehrten Rückstände aus verbesserten Ab­
luft- und Abwasserreinigungen, die nicht mehr so ein­
fach auf Hausmülldeponien zu beseitigenden Indu­
strieabfälle, die gefährlichen flüssigen Sonderabfälle,
die bisher leicht dem Altöl zugemischt werden konn­
ten und die aus den Haushaltungen und Kleingewer­
bebetrieben getrennt erfaßten Sondermüllm.~ng~n.
Nennenswerte Mengensteigerungen durch tatsachlich
neu auftretende Reststoffmengen im Rahmen der all­
gemeinen wirtschaftlichen Entwicklung sind nicht er­
kennbar.

Darüber hinaus erscheinen viele prinzipiell mögli­
chen Wege der Reststoffverwert';1ng ~gesicht~ der
niedrigen Rohstoffpreise aus b~tnebs~schaftlic~er

Sicht nicht lohnenswert. Folglich WIrd das »Wirt-
schaftsgute zum Sondermüll. . .

Auf Bundesebene ist eine sog. Technische Anlei­
tungAbfall (TA-Abfall) in Arbeit, durch d!-e~tan­
dards für Abfallbehandlungsanlagen, Organisations­
abläufe und die Steuerung bestimmter Abfallarten auf
bestimmte Anlagentypen bundeseinheitlich geregelt
werden sollen. Die Bundesregierung stellt am 1.9.87 in
ihrem Bericht über den Vollzug des AbfG darüberhin­
aus fest: »In vielenBereichenderAbfallwirtschaftmuß
eingrundsätzlichesUmdenkenerfolgenund einStruk­
turwandel vollzogen werden. Das neue Abfallgesetz
fordert zu Recht einen »qualitativenSprung«zur Ver­
meidung und VerwertungvonAbfällen «(Bundestags­
druckseehe 11/756).

Auf der Grundlage der Diskussionen um Altdepo­
nien [z.B, Georgswerder, Münchebagen) und Di?xin­
emissionen aus Müllverbrennungsanlagen entwickelt
sich derzeit ein kapitalintensiver Markt für ne'!e Son­
derabfallanlagen. Große Baufirmen wir ZUBLIN
oder DYKERHOFF & WITIMANN bieten Bau­
werksdeponien an, die aus dem AKW-Geschäft be­
stens bekannten Firmen BABCOCK, BBC, KWU
undWESTINGHOUSEdrän~nmitSondermüll~r­

brennungsanlagen auf den Markt. Die KERNFO~­
SCHUNGSZENTREN KARLSRUHE und JU-

LICH entwickeln neue Verfahren zur thermischen
Abfallbehandlung, bei denen insb. dioxin- und
schwermetallhaltige Aschen, Stäube und Schlacken
vermieden werden sollen.

Die Marktinteressen der Anbieterfirmen werden
durch das Sonderabfallkonzept der Bundesregierung
und des Umweltbundesamtes gestützt: Organische
Abfälle sollen überhaupt nicht mehr deponiert wer­
den sondern in Verbrennungsanlagen »minerali­
siert«, sprich verbrannt werden. Dies wird lan~stig
auch für Hausmüll angestrebt. Das Umwe1tnnmste­
rium beabsichtigt an etwa 10 Standorten nahezu zeit­
gleich den Bau von Sonderabfallv~rbre~ungsanlagen

gleichen technischen Standards einzuleiten, Das erste
Planfeststellungsverfahren in diesem .. Z~s~en­
hang zeitlich vorgezogen als Testlauf für die ubngen
Anla'gen, hat Anfang Dezember 87 in Brunsbüttel be­
gonnen und wird voraussichtlich im März 88 in die
Phase der öffentlichen Planauslegung gehen (SAVA,
Dezember 1987).

1200°Celsius.
Vielleicht das Ende

einer heißen Diskussion.

DievielenchemischenProdukte,die so vieleut:,serertäglichenProbl~~e

lösen,werdenschließlichselberzum Problem.OlverschmutzteMat7nallen,
Bremsflüssigkeiten,Kühl-,lsolier-und LösungsmittelsowieLackeSind
als Mülleine erheblicheBelastungfür die Umwelt.

Was können wir tun? Wir von PREUSSAG -viel.
DiePreussag-Hüttentechnikist dabei,einenwahrhaft.heißenOfen"zu
bauen-die Hochtemperatur-Verbrennungsanlage,die Schadstoff­
verbindungenaufspaltetund verbrennt,ohne daßneuegiftlge.Stoffe
entstehen.Unddie Wärmeenergie,die sichauf dieseArtentwickelt,
kannder lokalenStromversorgungdienen.
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Die erste Anzeige für einen Drehrohrofen in einem Nachrichtenmagazin
(Der Spiegel. Jan 88)



Auf dem Abfallmarkt findet ein Konzentrations­
prozeß statt, die Aquisition und Verteilung von Abfäl­
len auf verschiedene Endbehandlungsanlagen läuft
über zentrale Drehscheiben bzw. Agenturen (Fa.
EDELHOFF/Bramsche, HANSEATISCHES
BAUSTOFFKONTOR/Lübeck, u.a.),

Im Vergleich zu den Anstrengungen für den Bau
neuer Verbrennungsanlagen und Deponien nehmen
sich die bundesweiten Aktivitäten zur Vermeidung
von Sonderabfällen äußerst bescheiden aus, obwohl
bereits heute eine Vielzahlvon Technologien zur Ver­
meidung von Abfällen verfügbar sind. Der für Abfall­
wirtschaft zuständige Abteilungsleiter im hessischen
Umweltministerium: »Die Industrie verfügt über ei­
nen umfangreichen Katalog technischer Möglichkei­
ten zur Abfallvermeidung ... Die Industrie hat in der
Vergangenheit den bestehenden Handlungsrahmen
zur Vermeidung von Sonderabfällen allerdings bei
weitem nicht ausgeschöpfte(BAARS, 1987).

Insgesamt deutet alles daraufhin, daß vor dem Hin­
tergrund einer bundesweit ausgerufenen Abfallkrise
der Bau großer Sonderabfallverbrennungsanlagen
durchgesetzt werden soll. Bei einem Investitionsvolu­
men von etwa 130Mio DM pro Anlage' ergibt sich al­
lein in der Bundesrepublik bei 10 Anlagen ein Auf­
tragsvolumen von ca. 1,3 Milliarden DM, das einige
wenige Anlagenbauer und Ingenieurbüros unter sich
aufteilen.

Genausowenig wie der Bau von Atomkraftwerken
mit einer drohenden Energiekrise zu tun hatte, ist der
Bau von Abfallverbrennungsanlagen eine ökologisch
akzeptable Lösung der sogenannten Müllkrise. Die
Vorstellung von der »reinigenden Kraft des Feuers«
erweist sich als Mythos, die Verbrennung gemischter
Abfälle ist einer der am schwierigsten zu kontrollieren­
den chemischen Prozesse überhaupt, zahlreiche toxi­
sche oder krebserzeugende Substanzen werden über
Abfallverbrennungsanlagen in Boden, Wasser und
Luft verteilt (siehe Kap. 7.1.).

Der Hamburger Senat sieht offensichtlich in der
Verbrennung von Hausmüll und IndustrieabfäIlen
den zentralen Ansatz seiner Umweltpolitik im Abfall­
bereich. Die Versuche zur getrennten Sammlung von
Hausmüll sind im Laufe des Jahres 1987 trotz großer
Bereitschaft der Bevölkerung wieder eingestellt wor­
den. Stattdessen wird die veraltete MVAn(Hausmüll­
verbrennungsanlage Stellinger Moor) für 51 Mio DM
mit einer neuen Rauchgaswäsche ausgerüstet, die
schon heute nicht mehr dem aktuellen Stand der Tech­
nik entspricht. 2

Die für Hamburg geplante und von der Bundesre­
gierung geförderte Sonderabfallverbrennungsanlage,
»Hochtemperaturverbrennungsanlage« (HfVA) ge­
nannt, ist das einzig erkennbare konkrete Projekt des
Senates im Sonderabfallbereich. Ein Konzept zum
Ausstieg Hamburgs aus der Deponierung von jährlich
rund 500.000 t Abfällen auf der Deponie Schönberg

1 Annahme nach übereinstimmendenAngaben von U. Skirke (Umweltbe­
hörde Hamburg) und SAVA (SonderabfallverbrennungsanstaltGmbH,
Schieswig-Holstein)
2 DieGrenzwerteder TA - luft geben zwar den formalrechtlichen"Stand
der Technik", nicht aber den tatsächlichentechnischenStand der Rauch­
gasreinigungwieder.Währendz.B. in der MVA11zukünftig20 mgStaubund
450 mg NOx eingehaltenwerdensollen (BüDrs 13/275), liegendie erreich­
barenWerte bei <10 mg Staubbzw. 100mg NOx-

ist trotz Auftrags der Bürgerschaft bisher nicht vorge­
legt worden. Genausowenig wurden bislang Maßnah­
men zur Sonderabfallvermeidung ergriffen, und Bau­
senator WAGNER gibt in der Senatssitzung vom
4.11.87 zu Protokoll, er halte gesicherte Beseitigungs­
kapazitäten für wichtiger als ein Abfallwirtschaftskon­
zept.

BausenatorWAGNER(Foto: Scholz)

Fragestellung

In der so umrissenen Situation wurden wir im No­
vember 1987 von der GAL/Hamburg beauftragt,
kurzfristig .
- eine Analyse der Hamburger Situation im Son­
derabfallbereich unter besonderer Berücksichtigung
der Hamburg-spezifischen Probleme anzufertigen.
- eine Charakterisiemng der Defizite in der AbfaIl­
politik des Senats vonunehmen,
- die auf Landesebene umsetzbaren technischen
und administrativen Strategien zur AbfaUvermei­
dung und zum Ausstieg aus Schönberg zu entwerfen,
- Kriterien/Eckpunkte für ein ökologisches Abfall­
konzept zu entwickeln,
- das HTVA-Konzept des Senates in seinem jetzi­
gen Planungsstand zu bewerten.



Grenzen der Untersuchung und Fehlerquellen
Es wurde zwischenGAL und der Umweltschutzgrup­
pe Physik/Geowissenschaften Einigkeit'darüber her­
gestellt, daß in dem vorgegebenen Zeitrahmen die
Untersuchunglediglichden Charakter einerVorstudie
mit vorläufigen Ergebnissen haben könne. Begren­
zend für die Qualität der Untersuchungsergebnisse,
deren Bewertung und ggf. entwickelte Lösungsvor­
schlägesind im wesentlichen folgende Faktoren:

a) Unzureichende Informationen über Abfallzusam­
mensetzungen und die abfallerzeugenden Prozesse:
Aus den uns zur Verfügungstehenden oder durch die
Umweltbehörde zugänglich gemachten Informatio­
nen war i.d.R. einedifferenzierteBeurteilungvon Ab­
fällen nicht möglich.

b) Mangel an leicht zugänglicher,verwertbarer Infor­
mation über Reststoffvermeidungstechniken:
Die bundesweite Unterentwicklung von technischer
Innovation in der Reststoffvermeidungund einekaum
entwickelte Methodik der Produktlinienanalyse'
schlägtsich in einem augenfälligenMangel öffentlich
zugänglicherInformationen nieder. Darüberhinaus ist
dieVermeidungvon Reststoffenin vielstärkeremMa­
ße von den Bedingungendes Einzelfallesabhängigals
konventionelleAbluft- und Abwasserreinigungstech­
nik. ImRahmen dieserUntersuchungwaresdaher nur
möglich,prinzipielle Möglichkeiten zur Reststoffver­
meidung auf die Hamburger Situation zu beziehen
und entsprechendePotentialabschätzungenzutreffen.
Im übrigen sehen wir es auch nicht als unsereAufgabe
an, technische Lösungen zu entwickeln.Dies ist ent­
sprechend dem Verursacherprinzip Aufgabe der Ab­
fallerzeuger.

c) ökologische Bewertung der» Alternativen«:
Die von uns jeweilsaufgeführten strategischenAnsät­
ze oder technischen Möglichkeiten zur Reststoffver­
meidung/Behandlung oder Substitutionvon Arbeits...
stoffen konnten nicht einer differenzierten Prüfung
.nachökologischenund gesundheitlichenKriterienun­
terzogen werden. Gerade im Bereichder Substitution
von Werk- und Arbeitsstoffen sollte auf die »ökolo­
giseh-gesundheitliches Bewertung der» Alternative«
besonderer Wert gelegt werden. Schon zu oft ist der
»Teufelmit dem Beelzebubs ausgetrieben worden.

d) Vergleichende Beurteilung von konventionellen
})Beseitigungstechnologiene:
Die Beurteilung von »Abfallbeseitigungstechnolo­
gieneistgegenwärtigdeutlichvon der Suchenach dem
»kleinerenÜbel« geprägt.Wenn wirin Kap. 9 die Ver­
brennung von Reststoffen im Vergleichzur Deponie­
rung alsdas kleinere Übel annehmen, so liegt dieser
Einschätzung keine ausreichende vergleichendeRisi­
koanalyse zugrunde..Ob die Annahme, daß die Luft­
belastungund dasStörfallrisikobeieiner technischop­
timierten Verbrennung von »Altlastene" geringer ist
als bei einer technisch optimierten Zwischenlage­
rung/Endlagerung, tatsächlichrichtigist,bedarf einer
näheren Untersuchung.

3 Analyse aller Stufen ökologischer und sozialer Folgen eines Produktes von
Rohstoffbeschaffung, Transport. Produktion, Gebrauch, Abfall etc.

e) Informationspolitik des Hamburger Senates
Die auf offiziellenWegen erhältlichen Informationen
des Senates über die Planungen der neuen Sonder­
müllverbrennungsanlage(HTVA) und über die Ham­
burger Abfallstrukturen, sowie die regelmäßige
»Nichtöffentlichkeit«von Genehmigungen für neue
abfallproduzierende und -behandelnde Anlagen
machten es erforderlich, auf »i.d.R. gut informierte
Kreises in der Hamburger Verwaltung zurückzugrei­
fen.DiesoaufinoffiziellenWegenbeschaffteInforma­
tion wirdjeweilsgekennzeichnet,kann allerdingsnicht
mit einer namentlichen Quellenangabe versehen wer­
den.

1)Lösungsvorschlägeund Definitionsmacht
Insbesonderebei unseren überlegungen in den Kapi­
teln 8 und 9 ist zu berücksichtigen,daß die verwende­
ten Begriffeund Konstrukte je nach Interessenlagein­
terpretiert und definiert werden können. D.h. die ent­
wickelten Bewertungs- und Entscheidungskriterien
können im Rahmen umweltpolitischer Konflikte be­
grifflich den jeweiligen Interessenlagen nutzbar ge­
macht werden. Ohne Transparenz der Hamburger
Abfallstrukturen, ohne weitgehende Kontroll- und
Eingriffsrechteder Öffentlichkeit sind die vorgestell­
ten Überlegungen das Papier nicht wert, auf dem sie
stehen.

Deshalb haben wir uns entschlos­
sen, völlig neue Methoden anzu­
wenden. Uns bleibt keine andere

Hoffnung.

Ich würde sogar sagen:
wir sind völlig
hoffnungslos.

Zusammenfassung
Um das Lesen und Verstehen der relativverwickelten
Zusammenhänge zu erleichtern, fassenwir die Befun­
de unserer Untersuchung thesenartig als roten Faden
zusammen:
1) Die herausragenden Sonderabfall-Mengen in
Hamburg sind

Rückstände aus der Metallbe- und -verarbeitung
- Schlacken, Schlämme und Filterstäube aus der
Kupfer-, Aluminium- und Stahlerzeugung

01-und Chemikalienreste aus dem Hafenumschlag
und den Raffinerien
- Flugaschen und Schlacken aus der Müllverbren­
nung
- kommunale Klärschlämme
- Baggerschlämmeaus dem Hafenbereich
- kontaminierte Böden

4 Der Begriff "Altlast" könnte auch auf Dreckschleudern angewendet wer­
den ("technologiSChe Altlasten"). Diese sind aber nur schlecht vermeidbar,
wenn sie gesellschaftlich nicht verzichtbare Güter herstellen.



Typische Rückstände aus der chemischen Industrie
spielen dagegen in Hamburg eine nur untergeordnete
Rolle. Es fehlen große Chemiebetriebe wie DOW oder
BAYER. Damit ist auch auf die Neuproduktion von
Arbeitsstoffen, Medikamenten und Werkstoffen etc.
auf Landesebene in Hamburg kaum Einfluß zu neh­
men. Es geht vielmehr um die Anwendung und den
Umschlag chemischer Produkte. ,

Andererseits wird in Hamburg in großem Stil Eisen,
Aluminium, Kupfer, Gold, Silber, Platin aus Erzen
oder aus Schrott gewonnen. Mit der Herstellung ele­
mentaer Metalle ist zwangsläufig der Anfall der Be­
gleitstoffe aus dem Erz/Schrott in Abwasser, Abluft,
Schlacken, Schlämmen und Stäuben verbunden.

Folglich liegt der abfallstrategische Ansatz in Ham­
burg nicht im Bereich reststoff-armer Syntheseverfah­
ren, sondern bei der innerbetrieblichen Schließung
von Kreisläufen (Wasser, Lösemittel), bei Entgiftung
von Abfällen durch separate Sammlung und Substitu­
tion von Einsatzstoffen sowie bei der Nachbehandlung
und umweltverträglichen Verwertung von Schlacken
und Filterstäuben. Darüberhinaus steht die Reinigung
großer Mengen kontaminierter Böden an (vgl. Kapitel
3).
2) Das gesetzliche Instrumentarium des Senates ist
ausreichend, um zügig auf Landesebene Maßnahmen
zur Vermeidung von Reststoffen durchzusetzen. Die
Verweise des Senates auf die Untätigkeit der Bundes­
regierung sind in diesem Zusammenhang eine gezielte
Täuschung der Öffentlichkeit. Das novellierte Abfall­
gesetz enthält eindeutig Vermeidungs- und Verwer­
tungsgebote auch für die Umsetzung auf Landesebene
(vergi. Kapitel 4).
3) Der Senat und die Hamburger Verwaltung mißach­
ten geltendes Umweltrecht und sind weder in der Lage
noch politisch. gewillt, ihren Aufgaben im Abfallbe­
reich nachzukommen (vergi. KapitelS).
4) Der Hamburger Senat mißachtet regelmäßig Auf­
träge des Parlamentes und betreibt seine Abfallpolitik
schwerpunktmäßig auf der Ebene von Absichtserklä­
rungen (vergl. KapitelS).
5) Die Genehmigung/Zulassung von Produktionsan­
lagen und Abfallentsorgungsanlagen wird regelmäßig
unter Umgehung rechtlicher Bestimmungen unter
Ausschluß der Offentlichkeit vorgenommen (vergi.
Kapitel 6) ,
7) Das zentrale Abfallprojekt des Hamburger Senates,
der Bau einer modernen Sonderabfallverbrennungs­
anlage (HIVA), löst die wesentlichen Abfallprobleme
Hamburgs nicht. Weniger als 0,5 % der begleit­
scheinpflichtigen Abfälle in Hamburg und weniger als
10% der besonders gefährlichen Sonderabfälle/ des
Jahres 1986 würden in der geplanten HIVA verbrannt
werden (vergi. Kapitel 7).

Die Planung der HTVA orientiert sich in erster Li­
nie an den Interessen der Hamburger Abfallerzeuger/
beseitiger und der Anlagenanbieter auf dem Verbren­
nungssektor, und nur in geringerem Maße an ökologi­
schen Überlegungen.

Die wesentlichen Entscheidungen für das HTVA­
Projekt wurden unter Ausschluß der Öffentlichkeit ge­
troffen (VergI. Kapitel 7).
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8) Die Verbrennung von Sonderabfällen ist prinzipiell
nur als Reparaturtechnik im Rahmen eines umfassen­
den Umbaus oder der Einstellung industrieller Pro­
duktionslinien akzeptabel (vergi. Kapitel 9). Der
Charakter von »befristeter Technologie«, »kleinerem
Übel«, »Reparaturtechnike und »Ziel der Abfallver­
meidung« muß über politische und rechtliche Struktu­
ren festgeschrieben werden (vergi. Kapitel 9).
9) Die technischen Möglichkeiten zur Reststoffver­
meidung bzw. umweltverträglichen Verwertung von
Reststoffen sind in vielen Bereichen vorhanden, so
daß bereits heute wirkungsvolle Maßnahmen zur
Reststoffvermeidung möglich sind (vergl.KapiteI8).
10) Die Verwertung von Reststoffen wird in Hamburg
ohne ausreichende Prüfung ihrer Umwelt- und Ge­
sundheitsverträglichkeit vorgenommen (vergi. Kapi­
tel 8.3.).

11) Reststoffvermeidung an der Quelle, d.h, bei son­
derabfällen Ld.R. im Betrieb, ist nur durch eine Inte­
gration der Maßnahmen zur Abluftreinigung. Abwas­
serreinigung, Abfallvermeidung und Entgiftung von
Verkaufsprodukten erreichbar. An die Stelle der heute
üblichen Reststoffverschiebung tritt nur danndie sub­
stanzielle Vermeidung, wenn auf staatlicher Seite ent­
sprechende Verwaltungsstrukturen geschaffen wer­
den. Die wichtigsten Elemente einer derartigen Struk­
tur sind in der Hamburger Verwaltung nicht erkenn­
bar:
- umfassende Kenntnisse über das Inventar an ge­
fährlichen Stoffen in Hamburg und den Verlauf der
Abfallströme
- Know-How im Bereich der Vermeidungstechniken,
- Bündelung von Abfallplanungsaufgaben, Erteilung
von Transportgenehmigungen und Beratungsaufga­
ben in einem eigenständigen Amt
- Abfallvermeidungspolitik im Rahmen der Altanla­
gensanierung im Luftbereich, im Rahmen der Abwas­
serreinigung nach Stand der Technik im Indirektein­
leiterbereich und im Zuge von Neugenehmigungen
oder Änderungsgenehmigungen für genehmigungs­
bedürftige Anlagen (vergI. Kapitel'" und 8.2.).
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